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Ende 2013 befanden sich nach Schät-
zungen des Hohen Flüchtlingskommis-
sars der Vereinten Nationen (UNHCR) 
weltweit 51,3 Millionen Menschen auf 
der Flucht vor Verfolgung, Gewalt oder 
Menschenrechtsverletzungen. Darunter 
waren 16,7 Millionen Flüchtlinge im en-
geren Sinn, die Schutz in anderen Län-
dern gesucht haben, und 33,3 Millionen 
Binnenvertriebene – insgesamt die größ-
te Zahl von Flüchtlingen und Vertriebe-
nen seit der Nachkriegszeit.1

Bedenklich ist vor allem die jüngste 
Zunahme der Fluchtbewegungen. Die 
aktuellen Krisen in Syrien, im Irak, in 
der Demokratischen Republik Kongo, 
der Zentralafrikanischen Republik, in 
Mali und im Sudan sowie in vielen an-
deren Weltgebieten haben die Zahl der 
Flüchtlinge insbesondere in deren Nach-
barländern in die Höhe getrieben. Eine 

/// Steigende Flüchtlingszahlen, überforderte Nachbarstaaten 

zunehmende Zahl von Flüchtlingen 
kommt zwar auch nach Europa und 
Deutschland,2 nach wie vor aber bleiben 
die meisten Flüchtlinge in ihrer Heimat-
region. Dies wird an der großen Zahl 
von Binnenvertriebenen und den hohen 
Flüchtlingszahlen in den Nachbarstaa-
ten sichtbar. 

In der deutschen und europäischen, 
immer noch stark innenpolitisch domi-
nierten Flüchtlingsdebatte wird oft 
übersehen, wie groß der humanitäre 
Beitrag gerade der Nachbarländer zum 
Schutz der Flüchtlinge ist und welche 

WAS KÖNNEN DIE EU UND 
DEUTSCHLAND TUN? 

STEFFEN ANGENENDT /// Weltweit nimmt die Zahl der Flüchtlinge zu, auch in der EU 
und Deutschland. Viele Flüchtlinge werden lange oder gar dauerhaft bleiben, und 
die Kommunen brauchen dringend Unterstützung bei der Aufnahme und Integration. 
Eine kohärente Flüchtlingspolitik muss sich aber auch mit internationalen Aspekten 
befassen. Sie muss u. a. mit entwicklungspolitischen Mitteln verhindern, dass diese 
Nachbarstaaten der Krisengebiete überfordert werden, denn diese tragen derzeit die 
Hauptlast des Flüchtlingsschutzes. 

Die Zahl der weltweiten Flüchtlinge 
sowie der Binnenvertriebenen ist 
STEIGEND.



V. a. die Nachbarstaaten 
brauchen bei der Flücht-
lingsaufnahme Hilfe und 
Unterstützung.

Q
ue

lle
: M

in
as

se
 W

on
di

m
u/

An
ad

ol
u 

A
ge

nc
y/

G
et

ty
 Im

ag
es



20	 POLITISCHE STUDIEN // 459

Im Fokus

Risiken für sie damit verbunden sind. 
Eine umfassende, kohärente und wirk-
same Flüchtlingspolitik muss diese Län-
der stärker unterstützen, und auch die 
EU und Deutschland müssen ihre Hilfe 
verstärken, wenn sie verhindern wollen, 
dass die Nachbarstaaten durch die 
Flüchtlingsaufnahme überfordert oder 
gar destabilisiert werden. 

Risiken für aufnehmende  
Entwicklungsländer

Die Risiken der Flüchtlingsaufnahme 
für die Nachbarstaaten werden deutlich, 
wenn man einen erweiterten Sicher-
heitsbegriff verwendet, der neben der 
inneren und äußeren Sicherheit auch 
Aspekte der regionalen und menschli-
chen Sicherheit einbezieht. Dabei ist zu 
beachten, dass mit der Flüchtlingsauf-
nahme nicht nur Risiken verbunden 
sind. In der Forschung zu Fluchtbewe-
gungen wird seit einiger Zeit darüber 
diskutiert, inwieweit die Flüchtlingsauf-
nahme den betreffenden Ländern auch 
Entwicklungschancen bietet.3 Solche 
Wirkungen – etwa in Hinblick auf Ar-
beitskräfte, Humankapital oder Investi-
tionen – können sicherlich eintreten. Im 
Folgenden stehen aber die Risiken der 
Flüchtlingsaufnahme im Mittelpunkt, 
denn für die besonders armen Aufnah-
mestaaten bergen gerade langandauern-
de Flüchtlingskrisen beträchtliche Her-
ausforderungen.4

So kann erstens eine größere Flücht-
lingsaufnahme die innere Sicherheit die-
ser Staaten beeinträchtigen. In vielen 
Aufnahmeländern werden im Zusam-
menhang mit Fluchtbewegungen wach-
sende Kriminalität, Ausbeutung und 
Menschenhandel beklagt.5 So führten in 
Ghana Beschwerden der einheimischen 
Bevölkerung über zunehmende Krimina-
lität und Prostitution dazu, dass die Re-

gierung liberianische Flüchtlinge aus-
wies. Einige Aufnahmeländer befürchten 
zudem, dass die Aufnahme von Flücht-
lingen politischen Extremismus fördern 
könnte. Tatsächlich gibt es Beispiele aus 
Pakistan und dem Sahel, dass sich mili-
tante Gruppen als Helfer für Menschen 
in Fluchtsituationen engagieren, um die-
se für ihre Ziele zu mobilisieren.6

Zweitens kann unter bestimmten 
Umständen auch die äußere Sicherheit 
von Herkunfts-, Transit- und Aufnah-
mestaaten durch Fluchtbewegungen 
gefährdet werden.7 Direkte Sicherheits-
risiken sind zwar nur im Fall von kri-
senhaften Massenfluchtbewegungen 
vorstellbar wie im Gebiet der Großen 
Seen in Ostafrika in den 1990er-Jah-
ren. Indirekte Risiken können aber dar-
in bestehen, dass Fluchtbewegungen 
die oft ohnehin angespannten Bezie-
hungen zwischen Herkunfts- und Auf-
nahmestaaten weiter belasten und kri-
senhaft zuspitzen,8 etwa wenn sich ein 
Aufnahmeland in die inneren Belange 
des Herkunftslandes einmischt, um 
weitere Flüchtlingszuwanderungen zu 
verhindern. 

Drittens können insbesondere lang 
andauernde Flüchtlingssituationen 
(„Protracted Refugee Situations“) ein 
Risiko für regionale Sicherheit darstellen. 
Nationale Konfliktdynamiken können 
sich über Flüchtlingsbewegungen auf 
Nachbarländer oder die gesamte Region 
ausdehnen.9 Gerade in Ostafrika haben 
die jahrzehntelang ungelösten Flücht-
lingsprobleme und die große Zahl von 
Flüchtlingen, die ihr Leben teilweise 
oder ganz in Flüchtlingslagern verbracht 
haben, zur Eskalation der innenpoliti-
schen Auseinandersetzungen beigetra-
gen. Ähnliche Risiken bergen die langen 
Flüchtlingskrisen in Zentralamerika 
(Honduras, Guatemala) und ihre Folgen 



	 459 // PoLITISCHE STUDIEN 	 21

für Mexiko als Transitland in die USA 
oder ganz offensichtlich auch die unge-
löste palästinensische Flüchtlingspro-
blematik. Außerdem stellt die Militari-
sierung von Flüchtlingslagern ein be-
sonderes Risiko dar.10

Viertens können größere Fluchtbe-
wegungen gerade für die ärmsten Auf-
nahmestaaten ein Risiko darstellen, 
wenn dort Flüchtlinge mit der einheimi-
schen Bevölkerung um besonders knap-
pe Ressourcen und Infrastrukturen 
konkurrieren. Eine anfängliche Hilfsbe-
reitschaft der einheimischen Bevölke-
rung kann in Ablehnung umschlagen, 
und es gibt Beispiele, dass aus solchen 
Konkurrenzsituationen Konflikte ent-
stehen.11 Dies droht vor allem im Zu-
sammenhang mit komplexen humanitä-
ren Katastrophen, in denen gewaltsame 
Auseinandersetzungen, wirtschaftliche 
Not, Überbevölkerung und Umweltka-
tastrophen zusammenfallen. Hinzu 
kann eine – von der einheimischen Be-

völkerung empfundene – Bedrohung 
der kulturellen oder nationalen Identität 
sowie der gesellschaftlichen Kohäsion 
kommen. Flüchtlingsfeindliche Aus-
schreitungen können die Folge sein,12  
insbesondere wenn die Zuwanderung 
bereits latent vorhandene ethnische 
oder religiöse Konflikte verstärkt 13.

All diese Risiken können, müssen 
aber nicht eintreten. Das gleiche gilt für 
Sekundärwanderungen in weiter ent-
fernte Länder. Auch zu diesen kann, 
muss es aber nicht kommen. Entschei-
dend sind die politischen Rahmenbe-
dingungen, vor allem die internationale 
Unterstützung, die die Aufnahmelän-
der bei der Bewältigung der Flüchtlings-
zuwanderung erhalten. Besonders ge-
fordert ist in solchen Situationen die 
Entwicklungszusammenarbeit. Wel-
chen Beitrag kann sie realistischerweise 
leisten?

Entwicklungspolitische  
Unterstützung

Die Entwicklungszusammenarbeit kann 
die Erstaufnahmeländer in dreifacher 
Hinsicht unterstützen. Sie kann einen 
Beitrag zur Prävention von Konflikten 
leisten, die Fluchtbewegungen auslösen, 
sie kann die Länder bei der Aufnahme 
von Fluchtbewegungen unterstützen, in-
dem sie die dortigen Infrastrukturen 
stärkt und Mittel zur Aufnahme, Versor-
gung und zum Schutz der Flüchtlinge 
bereitstellt, und sie kann die freiwillige 
Rückkehr und die Reintegration von 
Flüchtlingen fördern. In all diesen Berei-
chen gibt es in der europäischen und 
deutschen Entwicklungszusammenar-
beit bereits wertvolle Erfahrungen. 

Zur Prävention von Flüchtlingskri-
sen dienen letztlich alle EZ-Programme, 
die auf eine Stärkung der rechtlichen 
und wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen in den Partnerländern zielen. Rechts-
sicherheit und wirtschaftliche Entwick-
lung, insbesondere Beschäftigungsför-
derung, können zur Konfliktprävention 
beitragen, und die Stärkung zivilgesell-
schaftlicher Strukturen kann Fähigkei-
ten zur gewaltfreieren Konfliktbewälti-
gung unterstützen und Konfliktpotenzi-

Lang andauernde Flüchtlings-
situationen können innenpolitische 
Konflikte im AUFNAHMELAND 
verschärfen und eskalieren lassen.
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ale abbauen, bevor sie virulent werden 
und zu Gewalt und Flucht führen. In 
dem Maße, in dem sich die Bundesrepu-
blik an Peacekeeping- und Post-Konflikt-
Missionen der Vereinten Nationen betei-
ligt, sollten auch Maßnahmen im Be-
reich des Politikdialogs und der Reform 
des Sicherheitssektors (Polizei, Militär, 
usw.) in Betracht gezogen werden.

Zunehmend wichtiger werden Hil-
fen zur Stärkung gegenüber Natur- und 
Klimakatastrophen, etwa durch Katas
trophenvorsorge. Während Naturkatas-
trophen zu sehr kurzfristigen und mas-
senhaften, gleichwohl aber kleinräumi-
gen und vornehmlich innerstaatlichen 
Fluchtbewegungen führen, wird der 
Klimawandel langfristige und dauerhaf-
te Vertreibungen auslösen. Auch wenn 
es bislang kaum nachweisbare Fälle von 
Wanderungsbewegungen aufgrund kli-
matischer Veränderungen gibt, werden 
diese mittelfristig selbst dann zuneh-
men, falls die vereinbarten Klimaschutz-
ziele erreicht werden. Auch dann noch 
wird der Klimawandel den Auswande-
rungsdruck gerade in den Ländern, die 
heute schon unter Wasserknappheit und 
Extremwetter leiden, erhöhen.14 Hier 
kann die Entwicklungszusammenarbeit 
mit Hilfen zur Anpassung an den Kli-
mawandel (veränderte landwirtschaftli-
che Anbaumethoden, Bau- und Sied-
lungsformen) die Fähigkeit der Men-
schen, in den betreffenden Gebieten zu 
leben, stärken.

Die Unterstützung in akuten Flücht-
lingskrisen ist der politisch am wenigs-

ten umstrittene Hilfebereich. Die prak-
tische Umsetzung fällt aber oft schwer, 
vor allem in Kriegs- und Bürgerkriegssi-
tuationen, wenn der Zugang zu den 
Flüchtlingen erschwert ist. Gleichwohl 
verfügen alle EU-Staaten hierzu über 
vergleichsweise große Etats, mit denen 
– vorzugsweise über internationale 
Hilfsorganisationen wie UNHCR und 
das Welternährungsprogramm (WFP) – 
die Grundversorgung der Flüchtlinge 
mit Wasser, Lebensmitteln, Unterkünf-
ten und Gesundheitsleistungen organi-
siert und eine Erfassung und Registrie-
rung der Flüchtlinge unterstützt werden 
kann. Gerade in Hinblick auf den letz-
ten Punkt könnten die EU-Staaten noch 
mehr Hilfe leisten. 

Ein in allen EU-Staaten ungelöstes 
Problem ist allerdings die Frage, wie die 
unmittelbare Nothilfe nach Ausbruch 
der Flüchtlingskatastrophe mit länger-
fristiger Entwicklungshilfe verbunden 
werden kann. Gerade vor dem Hinter-
grund von nicht enden wollenden und 
langfristigen Flüchtlingskrisen („Pro-
tracted Refugee Situations“) wie in So-
malia, Sudan / Darfour, Irak und Syrien 
ist diese Verbindung von entscheidender 
Bedeutung. Die Flüchtlinge, die oft jah-
re- und jahrzehntelang in solchen Situa-
tionen leben und oft faktisch Einwande-
rer sind, brauchen Beschäftigungs- und 
Einkommensperspektiven. Besonders 
wichtig ist die Vermittlung von Bildung, 
vor allem in Anbetracht der Tatsache, 
dass fast die Hälfte der weltweiten 
Flüchtlinge Kinder sind. 

In manchen Ländern wie beispiels-
weise in Deutschland sind die politischen 
Zuständigkeiten für humanitäre Hilfe 
und längerfristige Entwicklungszusam-
menarbeit zudem in verschiedenen Res-
sorts angesiedelt, was die Abstimmung 
der Programme nicht erleichtert. Inzwi-

ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT im Natur-
und Klimakatastrophenschutz kann 
Fluchtbewegungen verhindern.
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schen gibt es erste systematischere Über-
legungen, wie die beiden Politikbereiche 
miteinander verbunden und die Fähig-
keiten und Kenntnisse von Flüchtlingen 
für die Integration im Aufnahmeland ge-
nutzt werden könnten, aber der Bedarf 
an praktischen Hinweisen zur Umset-
zung ist nach wie vor groß.15

Ein dritter wichtiger Bereich, in dem 
Entwicklungszusammenarbeit die Part-
nerländer unterstützen kann, ist die 
Rückkehr und Reintegration von Flücht-
lingen. Es ist eine Grundlage des inter-
nationalen Flüchtlingsschutzes, dass 
Flüchtlinge und Vertriebene in ihre Hei-
matgebiete zurückkehren sollen und 
können, wenn die Gewalttätigkeiten im 
Herkunftsland beendet sind und ihnen 
keine Verfolgung und Gefahr mehr 
droht. In der Praxis fehlen vielen Erst-
aufnahmeländern aber die finanziellen 
und praktischen Möglichkeiten, die 
Flüchtlinge bei der Rückkehr zu unter-
stützen, und die Reintegration fällt vor 
allem in ehemalige Bürgerkriegsgebiete 
außerordentlich schwer. Oft fehlt es an 
Wissen über die Lage in den Heimatge-
bieten und an Ressourcen für die Rück-
wanderung, und vor Ort ist eine Wie-
deransiedlung unmöglich, weil die In
frastrukturen zerstört sind. 

Hier kann die Entwicklungszusam-
menarbeit durch praktische Hilfen bei 
der Rückwanderung, bei der Schaffung 

von Beschäftigungsperspektiven im 
Herkunftsland und beim Wiederaufbau 
der dazu benötigten Strukturen helfen. 
In vielen Fällen und vor allem, wenn der 
Vertreibung und Flucht ethnische und 
religiöse Konflikte vorausgingen, müs-
sen solche Struktur- und Wiederauf-
bauhilfen durch friedensfördernde 
Maßnahmen unterstützt werden. 

Flüchtlings- und europapolitische 
Hilfe

Einen weiteren Beitrag zur Entlastung 
der Erstaufnahmeländer können die In-
dustrieländer im Rahmen ihrer eigenen 
Flüchtlingspolitik leisten, insbesondere 
durch eine direkte Übernahme von 
Flüchtlingen aus den Erstaufnahmelän-
dern. Hierzu gehört vor allem die dauer-
hafte Übernahme von Flüchtlingen 
(„Resettlement“). Traditionell nehmen 
die klassischen Einwanderungsländer 
wie die Vereinigten Staaten und Kanada 
den größten Teil dieser Umsiedler auf. 
Aber auch viele europäische Staaten ha-
ben Erfahrungen mit solchen Program-
men und verfügen auch über die not-
wendigen rechtlichen und praktischen 
Instrumente. Die Bundesrepublik hat 
u. a. bereits in den 1970er-Jahren Kon-
tingentflüchtlinge aus Vietnam aufge-
nommen, deren Integration heute als 
gelungen bezeichnet werden kann. In 
den vergangenen Jahren hat Deutsch-
land einer begrenzten Zahl solcher Kon-
tingentflüchtlingen aus dem Irak und 
Syrien Zuflucht geboten. 

Diese Maßnahmen werden in 
Deutschland und den meisten EU-Mit-
gliedstaaten kontrovers diskutiert, wie 
in der aktuellen Debatte über die Auf-
nahme von syrischen Flüchtlingen zu 
erkennen ist. Obwohl offensichtlich ist, 
dass die Nachbarstaaten Syriens erhebli-
che Probleme haben, die Flüchtlinge zu 

Humanitäre Hilfe und längerfristige 
Entwicklungszusammenarbeit 
müssen besser VERZAHNT und 
intensiviert werden.
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versorgen, haben bisher nur wenige EU-
Staaten wie Schweden und Deutschland 
eine größere Aufnahme von Flüchtlin-
gen zugesagt. Hier könnten und müss-
ten die EU-Staaten noch mehr tun – aus 
wohlverstandenem Eigeninteresse, vor 
allem aber, um die Flüchtlinge zu schüt-
zen und ihnen Alternativen zur lebens-
gefährlichen irregulären Zuwanderung 
in die EU zu bieten. Zudem können sie 
so vermeiden, dass die Flüchtlingsauf-
nahme die innere Sicherheit, den sozia-
len Frieden und die wirtschaftliche Ent-
wicklung der betreffenden Aufnahme-
länder gefährdet. 

Die Erstaufnahmeländer werden 
auch entlastet, wenn die EU-Staaten 
und andere Länder mehr legale Mög-
lichkeiten für Asylgesuche schaffen. 
Hier werden zurzeit viele Ansätze dis-
kutiert, die es auf ihr Für und Wider zu 
prüfen gilt. So könnte zumindest punk-
tuell und temporär ein Botschaftsasyl 
eingerichtet werden, also die Möglich-
keit, einen Asylantrag in den EU-Aus-
landsvertretungen einzureichen. Be-
sonders gefährdeten Flüchtlingsgrup-
pen könnten humanitäre Visa erteilt 
werden, es könnten gemeinsame EU-
Asylentscheidungszentren eingerichtet 
werden, und schließlich könnten die 
EU-Staaten größere Flüchtlinge im 
Rahmen von humanitären Kontingen-
ten aufnehmen. 

Ein wichtiger Schritt ist die Vollen-
dung des „Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems“ (GEAS), was für 2015 vor-
gesehen ist. Die gemeinsamen Regelun-
gen sollen Schutzsuchenden in allen 
EU-Staaten gleiche Asylverfahren und 
Aufnahme- und Lebensbedingungen 
bieten. Davon kann derzeit noch keine 
Rede sein. In der Praxis gibt es weder 
eine europäische Verantwortungstei-
lung bei der Aufnahme noch eine ver-

gleichbare Versorgung der Asylbewer-
ber. In einigen Ländern, etwa in Grie-
chenland, steht das Asylsystem auf-
grund der starken Nachfrage faktisch 
vor dem Zusammenbruch. Zudem sind 
die Flüchtlinge in der EU höchst un-
gleich verteilt. Obschon die tatsächli-
chen Aufnahmezahlen ein differenzier-
teres Bild bieten, sehen sich vor allem 
Staaten an den EU-Außengrenzen durch 
das Dubliner Übereinkommen von 
1990 benachteiligt, nach dem der Staat 
der Ersteinreise in die EU für das Asyl-
verfahren zuständig ist und kommen in 
der Folge ihren Aufnahmeverpflichtun-
gen nur ungenügend nach. Die neuerli-
che Krisensituation bei der Flüchtlings-
verteilung innerhalb der EU zeigt, dass 
ein EU-Asylsystem auf Basis der Dub-
lin-Regeln nicht funktionsfähig ist. Um 
die Fähigkeit der EU-Staaten zur Flücht-
lingsaufnahme zu verbessern, muss so 
schnell wie möglich eine Debatte über 

eine von allen Staaten als gerecht und 
angemessen akzeptierte Verantwor-
tungsteilung geführt werden.16

Ein erster Schritt wäre die Einigung 
auf Kriterien, mit denen die Mitglied-
staaten faire Aufnahmequoten festlegen 
können. Hierzu könnten etwa die Ein-
wohnerzahl, die Wirtschaftskraft und 
die Arbeitslosenrate herangezogen wer-
den. In einem zweiten Schritt könnte 
entweder ein Verteilungsverfahren für die 

Die EU-STAATEN müssen ihr Auf-
nahmekontingent erhöhen.
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Flüchtlinge vereinbart werden, oder aber 
– besser, weil weniger bürokratisch – ein 
finanzieller Ausgleichsmechanismus. 
Dies würde auch der Tatsache Rech-
nung tragen, dass Flüchtlinge vor allem 
in Ländern Schutz suchen, in denen sich 
bereits Menschen aus ihrem Heimat-
land aufhalten und wo sie Unterstüt-
zungsstrukturen finden. So ist Deutsch-
land mit weitem Abstand das wichtigste 
EU-Aufnahmeland für Iraker, Afghanen 
und Syrer. 

Funktionieren kann ein solcher fi-
nanzieller Ausgleich allerdings nur, 
wenn die europäischen Vorgaben für 
eine Angleichung der Standards für 
Asylverfahren umgesetzt werden. Denn 
nur so kann verhindert werden, dass 
sich die EU-Staaten bei den Aufnahme-
standards „nach unten“ orientieren, um 
für Flüchtlinge weniger attraktiv zu 
sein. Die Debatte über ein neues Vertei-
lungssystem muss daher genutzt wer-
den, um weitere Anreize für Länder wie 
Bulgarien oder Griechenland zu setzen, 
ihr Asylsystem mit europäischer Unter-
stützung zu verbessern. Von zentraler 
Bedeutung ist zudem, dass die neuen 
Regeln verbindlich sind. Ein freiwilliges 
Verteilungssystem hätte angesichts der 
unterschiedlichen Interessen der EU-
Staaten keine Aussicht auf Erfolg und 
würde die Fähigkeit und Bereitschaft 
der EU-Staaten, mehr Flüchtlinge aus 
den Erstaufnahmeländern zu überneh-
men, auch nicht nachhaltig verbessern.

Fazit
Die Flüchtlingsproblematik stellt alle 
EU-Staaten vor große Herausforderun-
gen. Es ist nicht auszuschließen, dass in 
einigen Ländern mit immer noch 
schlechter Wirtschafts- und Arbeits-
marktlage und zunehmender Angst vor 
der Einreise von Extremisten und terro-

ristischen Anschlägen der Ruf nach Ab-
schottung lauter wird. Gleichwohl muss 
daran erinnert werden, dass alle EU-
Staaten zusammen im Jahr 2013 immer 
noch weniger Flüchtlinge aufgenommen 
haben als Deutschland im Jahr 1992. 
Eine weitere Aufnahme von Flüchtlin-

gen ist insbesondere dann zu bewälti-
gen, wenn die EU-Staaten eine gemein-
same Flüchtlingspolitik verfolgen, sich 
auf eine faire Verantwortungsteilung 
verständigen, mehr für die Integration 
der Flüchtlinge tun und diese Politik 
und ihre Notwendigkeit den Bürgern 
auch vermitteln. 

Bei den weiteren Bemühungen um 
eine kohärente deutsche und europäi-
sche Flüchtlingspolitik sollte auch be-
achtet werden, dass es sich bei den Zu-
wanderungen in die EU zunehmend um 
„gemischte“ Wanderungen von Flücht-
lingen und Migranten handelt. Oft las-
sen sich die Wanderungsursachen nicht 
klar voneinander unterscheiden, es 
überschneiden sich politische, wirt-
schaftliche und andere Wanderungs-
gründe. Die Verbindung zwischen bei-
den Gruppen besteht darin, dass für 
beide keine ausreichenden Möglichkei-
ten für legale Einreisen bestehen und sie 
sich deshalb auf gefährliche irreguläre 
Zuwanderungswege einlassen. Bemü-
hungen um eine Entlastung der Erstauf-
nahmeländer müssen daher primär an 
den fehlenden legalen Zuwanderungs-
wegen in die EU ansetzen.

Schließlich ist zu bedenken, dass die 
EU-Staaten zwar bei der Gestaltung der 

Mittels GEAS soll die Flüchtlingsaufnahme 
in der EU zukünftig effizienter, gleich-
mäßiger und gerechter erfolgen.
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legalen Zuwanderungsmöglichkeiten 
durchaus Gestaltungsspielräume haben 
(humanitäre Visa, Botschaftsverfahren, 
exterritorialer Schutz, Resettlement), 
dass die Handlungsmöglichkeiten bei 
den Fluchtursachen jedoch begrenzt 
sind. So werden sich Zwangswanderun-
gen aufgrund von Kriegen, Bürgerkrie-
gen, Gewalt und Verfolgung letztlich 
nur durch außen-, sicherheitspolitische 
und ggfs. militärische Mittel verhindern 
lassen. Die Bereitschaft der internatio-
nalen Gemeinschaft zu friedensschaf-
fenden Eingriffen war allerdings bisher 
– so jedenfalls u. a. die Erfahrungen aus 
den Jugoslawien-Kriegen – selbst dann 
begrenzt, wenn Konflikte in Nachbarre-
gionen zu Massenfluchtbewegungen zu 
führen drohten.  ///

/// �Dr. Steffen Angenendt 
ist Senior Associate der Forschungs-
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